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Sehr geehrte Mandanten,

bei einem Schneeballsystem handelt es sich keinesfalls um eine Win-

tersportaktivität. Tatsächlich verbirgt sich dahinter ein handfester

Betrug: Gutgläubigen Anlegern werden fiktive Gewinne bescheinigt,

welche direkt wieder thesauriert werden. Wird der Schwindel aufge-

deckt, ist das Geld meist weg.

Der Fiskus hält sich dabei schadlos, denn die gefestigte Rechtsprechung

sagt, dass auch die Gewinne auf dem Papier als Einnahmen aus Kapital-

vermögen versteuert werden müssen, wenn der Betreiber des Schnee-

ballsystems zur Auszahlung der gutgeschriebenen Beträge bereit und

fähig gewesen wäre.

Diese Besteuerungswut bremst das FG Nürnberg (Az: 3 K 348/17)

ein wenig aus. Im Streitfall erhielt das Betrugsopfer eine Abrechnung

über Scheingewinne, bei denen sogar die Abgeltungssteuer abgezogen

wurde.

Weil jedoch die Abgeltungssteuer weder angemeldet noch ans Finanz-

amt abgeführt wurde, wollte der Fiskus die Scheingewinne noch ein-

mal in der Einkommensteuererklärung besteuern. Dies lehnte das FG

ab, weil die bescheinigte Abgeltungssteuer auch in einem solchen Fall

abgeltende Wirkung hat. Weder in der Gesetzesbegründung noch im

Gesetz selbst gibt es nämlich Anhaltspunkte dafür, dass die Abgel-

tungswirkung nur greift, wenn die Steuer angemeldet und abgeführt

worden ist.

Vereinfacht gesagt gilt daher: Wenn nicht vorhandene Scheingewinne

der Besteuerung unterliegen, dann wirkt eine nicht abgeführte Kapi-

talertragsteuer auch abgeltend. Quasi eine abgeltende Scheinbesteue-

rung von Scheingewinnen. Vorerst zumindest, denn ganz scheinheilig

hat die Finanzverwaltung die Revision (Az: VIII R 17/17) eingelegt.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

11.05.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.05. für den Eingang der 

Zahlung.

15.05.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.05. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Mai 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Mai 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.05.2018.

Anmerkung: In Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-

Westfalen, Rheinland-Pfalz, im Saarland und in Teilen Sachsens sowie 

Thüringens ist der 31.5.2018 ein Feiertag (Fronleichnam). Aus diesem 

Grund endet die Abgabefrist für die Einkommensteuer-, Umsatzsteu-

er- und Gewerbesteuer-Erklärung in diesen Bundesländern erst am 

1.6.2018 (Freitag). Des Weiteren müssen die Sozialversicherungs-

beiträge für den Monat Mai in diesen Ländern bereits bis spätestens 

28.5.2018 (Montag) gezahlt werden.

Grundsteuer I: Bemessung ist verfassungswidrig

Die Regelungen des Bewertungsgesetzes zur Einheitsbewertung von 

Grundvermögen in den „alten“ Bundesländern sind jedenfalls seit Be-

ginn des Jahres 2002 mit dem allgemeinen Gleichheitssatz unvereinbar. 

Das Festhalten des Gesetzgebers an dem Hauptfeststellungszeitpunkt 

von 1964 führt zu gravierenden und umfassenden Ungleichbehand-

lungen bei der Bewertung von Grundvermögen, für die es keine ausrei-

chende Rechtfertigung gibt. Mit dieser Begründung hat das Bundesver-

fassungsgericht (BVerfG) die Vorschriften für verfassungswidrig erklärt 

und bestimmt, dass der Gesetzgeber spätestens bis zum 31.12.2019 

eine Neuregelung zu treffen hat. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen die 

verfassungswidrigen Regeln weiter angewandt werden. Nach Verkün-

dung einer Neuregelung dürfen sie für weitere fünf Jahre ab der Verkün-

dung, längstens aber bis zum 31.12.2024 angewandt werden.

Hintergrund: Einheitswerte für Grundbesitz werden nach den Vor-

schriften des Bewertungsgesetzes in den „alten“ Bundesländern noch 

heute auf der Grundlage der Wertverhältnisse zum 01.01.1964 ermit-

telt und bilden die Grundlage für die Bemessung der Grundsteuer. Der 

Entscheidung liegen fünf Verfahren, drei Richtervorlagen des Bundes-

finanzhofs (BFH) und zwei Verfassungsbeschwerden, zugrunde. Die 

Klägerinnen und Kläger der Ausgangsverfahren beziehungsweise Be-

schwerdeführerinnen und Beschwerdeführer sind Eigentümer bebau-

ter Grundstücke in verschiedenen „alten“ Bundesländern, die jeweils 

vor den Finanzgerichten gegen die Festsetzung des Einheitswertes ih-

rer Grundstücke vorgegangen sind. In drei Revisionsverfahren hat der 

BFH die Verfahren ausgesetzt und dem BVerfG die Frage vorgelegt, ob 

die einschlägigen Vorschriften des Bewertungsgesetzes wegen Versto-

ßes gegen den allgemeinen Gleichheitssatz verfassungswidrig sind. 

Mit den Verfassungsbeschwerden wurde im Wesentlichen ebenfalls 

eine Verletzung des allgemeinen Gleichheitssatzes gerügt.

Das BVerfG führt zunächst aus, dass die in seiner Rechtsprechung 

entwickelten Grundsätze zur Anwendung des allgemeinen Gleich-

heitssatzes im Steuerrecht auch auf der Ebene der Ermittlung der 

Besteuerungsgrundlagen eine gleichheitsgerechte Ausgestaltung der 

Wertbemessung verlangten. Die Aussetzung einer erneuten Haupt-

feststellung der Einheitsbewertung über einen langen Zeitraum füh-

re systembedingt in erheblichem Umfang zu Ungleichbehandlungen 

durch ungleiche Bewertungsergebnisse. Infolge der Anknüpfung an 

die Wertverhältnisse zum 01.01.1964 spiegelten sich die wertverzer-

renden Auswirkungen des überlangen Hauptfeststellungszeitraums in 

den einzelnen Bewertungselementen sowohl des Ertragswert- als auch 

des Sachwertverfahrens wider.

Die im Gesetz vorgesehene periodische Wiederholung der Haupt-

feststellung sei zentral für das vom Gesetzgeber selbst so gestaltete 
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Bewertungssystem. Ihm liege der Gedanke zugrunde, dass die den 

Verkehrswert der Grundstücke bestimmenden Verhältnisse einheitlich 

zum Zeitpunkt der Hauptfeststellung möglichst realitätsnah abgebil-

det werden. Da diese Verhältnisse während der folgenden Jahre eines 

Hauptfeststellungszeitraums typischerweise verkehrswertrelevanten 

Veränderungen unterliegen, bedürfe es in regelmäßigen und nicht zu 

weit auseinanderliegenden Abständen einer neuen Hauptfeststellung.

Die aus der Überdehnung des Hauptfeststellungszeitraums folgenden 

flächendeckenden, zahlreichen und erheblichen Wertverzerrungen bei 

der Einheitsbewertung des Grundvermögens führen laut BVerfG zu 

entsprechenden Ungleichbehandlungen bei der Erhebung der Grund-

steuer.

Das Ziel der Verwaltungsvereinfachung rechtfertige die durch die an-

dauernde Aussetzung des Hauptfeststellungszeitpunkts verursachten 

Wertverzerrungen nicht. Gründe der Typisierung und Pauschalierung 

rechtfertigen ebenfalls nicht die Aussetzung der Hauptfeststellung 

und ihre Folgen. Schließlich könnten weder eine gemessen am Ver-

kehrswert generelle Unterbewertung des Grundvermögens noch die 

vermeintlich absolut geringe Belastungswirkung der Grundsteuer ver-

mögen die Wertverzerrungen rechtfertigen.

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 10.04.2018, 1 BvL 11/14, 1 BvR 

889/12, 1 BvR 639/11, 1 BvL 1/15 und 1 BvL 12/14

Grundsteuer II: Steuerzahlerbund warnt vor  
Mehrbelastungen der Bürger 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden hat, 

dass die Grundsteuer reformiert werden muss, fordert der Bund der 

Steuerzahler (BdSt), dass sich Bund und Länder nun schnell auf ein 

neues Berechnungsmodell für die Grundsteuer einigen. „Für Mieter 

und Eigentümer darf es nicht teurer werden“, betont der stellvertre-

tende BdSt-Präsident Zenon Bilaniuk.

Die Politik verlange von Bauherren und Wohnungswirtschaft, bezahl-

baren Wohnraum zu schaffen. Dann müsse sie auch dafür sorgen, dass 

die Wohnnebenkosten nicht steigen. Steuern und Abgaben dürften 

nicht zur zweiten Miete oder doppelten Belastung werden.

Praktisch hält der BdSt ein Einfachmodell für sinnvoll. Ein solches Mo-

dell hätten Hamburg und Bayern bereits vorgeschlagen. Dabei würden 

für die Grundstücksberechnung lediglich die Grundstücksgröße und 

Wohnfläche angesetzt. „Das ist für den Bürger transparent und einfach 

umsetzbar“, sagt Bilaniuk. Es gelte, die Grundsteuer auf eine rechtssi-

chere Basis zu stellen.

Bund der Steuerzahler e.V., PM vom 10.04.2018

Grundsteuer III: Steuergewerkschaft fordert  
personelle und technische „Aufrüstung“ der  
Bewertungsstellen in den Finanzämtern

Vor dem Hintergrund des Karlsruher Urteils zur Grundsteuer fordert 

die Deutsche Steuer-Gewerkschaft (DSTG) eine personelle und tech-

nische „Aufrüstung“ der Bewertungsstellen in den Finanzämtern.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) habe am 10.04.2018 die der 

Grundsteuer zugrundeliegende Einheitsbewertung von Grundver-

mögen für unvereinbar mit dem allgemeinen Gleichheitssatz erklärt. 

Dabei habe es die Fortgeltung der verfassungswidrigen Regelungen 

angeordnet und zwei entscheidende Fristen gesetzt, so die DSTG. So 

müsse der Gesetzgeber spätestens bis zum 31.12.2019 eine Neurege-

lung treffen. Nach deren Verkündung dürften die verfassungswidrigen 

Regelungen für weitere fünf Jahre, längstens jedoch bis zum 31.12.2024 

angewandt werden.

Für Kalenderjahre ab 2025 sei dem BVerfG-Urteil zufolge eine Grund-

steuererhebung auf der Basis früherer bestandskräftiger Einheitswert- 

oder Grundsteuermessbescheide ausgeschlossen. Damit blieben den 

Ländern nur knappe sieben Jahre, um ihre Bewertungsstellen in den 

Finanzämtern auf die bevorstehende Mammutaufgabe der Neubewer-

tung von rund 35 Millionen Grundstücken vorzubereiten. Vor diesem 

Hintergrund fordert DSTG-Chef Thomas Eigenthaler entschiedenes 

Handeln: „Bund, Länder und Kommunen müssen jetzt gemeinsam an 

einem Strang ziehen und sich zügig auf ein machbares Reformkon-

zept einigen – am besten im engen Austausch mit den zuständigen 

Finanzbehörden, die das entscheidende Umsetzungs-Know-how ha-

ben.“ Schon jetzt stehe fest, dass die Bewertungsstellen derzeit weder 

personell noch technisch für eine neue Hauptfeststellung bei über 35 

Millionen Grundstückseinheiten gerüstet sind.

Besonders kritisch sei vor allem der Zeitfaktor. „Je spitzer wir künftig 

rechnen müssen, desto länger wird es dauern. Insofern sind alle Betei-
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ligten gut beraten, jetzt sämtliche Parameter und Experteneinschät-

zungen bei der Konstruktion des neuen Grundsteuer-Systems zu be-

rücksichtigen“, so Eigenthaler.

Deutsche Steuer-Gewerkschaft, PM vom 10.04.2018

Gewinne aus Veräußerung von Anteilen an  
Mitunternehmerschaft: Verfassungsbeschwerde 
gegen Gewerbesteuerpflicht erfolglos

Die Einführung der Gewerbesteuerpflicht für Gewinne aus der Veräu-

ßerung von Anteilen an einer Mitunternehmerschaft durch § 7 Satz 2 

Nr. 2 GewStG im Juli 2002 verstößt nicht gegen den Gleichheitssatz 

des Art. 3 Absatz 1 GG. Dass die Personengesellschaft als Mitunter-

nehmerschaft dabei die Gewerbesteuer schuldet, obwohl der Gewinn 

aus der Veräußerung des Mitunternehmeranteils beim veräußernden 

Gesellschafter verbleibt, verletze den Grundsatz der Besteuerung nach 

der Leistungsfähigkeit nicht, hat das BVerfG entschieden. Auch das 

rückwirkende Inkraftsetzen der Vorschrift für den Erhebungszeitraum 

2002 stehe im Einklang mit der Verfassung. Die Verfassungsbeschwer-

de einer Kommanditgesellschaft, die für die bei den Veräußerern ver-

bliebenen Gewinne aus dem Verkauf ihrer Kommanditanteile Gewer-

besteuer zu entrichten hatte, wies das BVerfG zurück.

Die Gewerbesteuer wird auf die objektive Ertragskraft eines Gewer-

bebetriebes erhoben. Anders als bei der Einkommensteuer können 

Schuldner der Gewerbesteuer neben natürlichen und juristischen Per-

sonen auch Personengesellschaften sein. Die Gewerbesteuer, die der 

Gewerbeertrag einer Kapitalgesellschaft auslöst, ist von der Kapitalge-

sellschaft geschuldet.

Bei Personengesellschaften und Einzelunternehmern begann die Ge-

werbesteuerpflicht nach früherer gefestigter Rechtsprechung grund-

sätzlich erst mit Aufnahme der werbenden „aktiven“ Tätigkeit und 

endete mit deren Aufgabe. Aus diesem Grund unterlagen bei Perso-

nengesellschaften und Einzelunternehmern Gewinne aus der Veräuße-

rung des Gewerbebetriebs oder eines Teilbetriebs oder von Anteilen an 

einer Mitunternehmerschaft bis zur Einführung des § 7 Satz 2 GewStG 

grundsätzlich nicht der Gewerbesteuer. Bei Kapitalgesellschaften un-

terlagen und unterliegen dagegen grundsätzlich sämtliche Gewinne 

der Gewerbesteuer.

Allerdings ging die Rechtsprechung ungeachtet der gesetzlichen Fikti-

on des § 2 Absatz 2 Satz 1 GewStG davon aus, dass die Gewinne aus 

der Veräußerung von Anteilen an Personengesellschaften auch bei 

Kapitalgesellschaften, die ihre Anteile daran veräußern, nicht der Ge-

werbesteuer unterliegen. Durch die Einführung des § 7 Satz 2 GewStG 

hat der Gesetzgeber diese Rechtslage für Mitunternehmerschaften 

beendet und bei ihnen auch die Gewinne aus der Veräußerung ihres 

Betriebs, eines Teilbetriebs oder von Anteilen eines Gesellschafters 

weitgehend der Gewerbesteuer unterworfen. Die Einführung von § 7 

Satz 2 GewStG sollte die Gefahr von Missbrauch beseitigen, die nach 

damaliger Rechtslage durch einkommen- und körperschaftsteuerliche 

Gestaltungsmöglichkeiten entstand.

Die Beschwerdeführerin ist ein weltweit agierendes Unternehmen im 

Braugewerbe. Sie ist eine Kommanditgesellschaft, deren Komplemen-

tärin in den entscheidungserheblichen Jahren 2001 und 2002 eine Of-

fene Handelsgesellschaft war. Gesellschafterinnen der Offenen Han-

delsgesellschaft waren zwei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

(GmbH). Kommanditisten der Beschwerdeführerin waren neben zwei 

weiteren GmbH eine Stiftung, vier Kommanditgesellschaften, und na-

türliche Personen. Mit Ausnahme einer GmbH veräußerten alle an der 

Beschwerdeführerin beteiligten Kommanditisten in den Jahren 2001 

und 2002 ihre Kommanditanteile. Um dies vorzubereiten, schlossen 

die Gesellschafter im Juli 2001 eine Gesellschaftervereinbarung. Sie 

beauftragten einen Lenkungsausschuss mit dem Abschluss eines An-

teilsverkaufsvertrags im Namen der Gesellschafter.

Im August 2001 wurde zwischen dem Lenkungsausschuss im Namen 

der veräußernden Kommanditisten, der Beschwerdeführerin, der Käu-

ferin und deren Konzernmuttergesellschaft ein Kauf- und Abtretungs-

vertrag geschlossen. Am 01.09.2001 genehmigte eine außerordentli-

che Gesellschafterversammlung der Beschwerdeführerin den Vertrag 

und stimmte der beabsichtigten Abtretung der Kommanditanteile 

zum Februar 2002 zu. In ihrer Gewerbesteuererklärung 2002 erklärte 

die Beschwerdeführerin einen laufenden Verlust für beide Rumpfwirt-

schaftsjahre und Veräußerungsgewinne nach § 7 Satz 2 GewStG in 

Höhe von circa 663 Millionen Euro. Das Finanzamt setzte den Gewer-

besteuermessbetrag auf knapp 26 Millionen Euro und die Gewerbe-

steuer auf knapp 107 Millionen Euro fest. Der Einspruch der Beschwer-

deführerin hatte keinen Erfolg.
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Die von der Beschwerdeführerin zum Finanzgericht erhobene Klage 

war nur teilweise erfolgreich. Gemäß ihrem Hilfsantrag wurde der 

Veräußerungsgewinn nicht in voller Höhe der Besteuerung unter-

worfen. Dem Vortrag der Beschwerdeführerin, § 7 Satz 2 GewStG sei 

wegen unzulässiger Rückwirkung und Verletzung des Gleichheitssat-

zes verfassungswidrig und daher der Veräußerungsgewinn nicht zu 

besteuern, folgte das Finanzgericht hingegen nicht. Die Revision zum 

Bundesfinanzhof blieb erfolglos. Hiergegen richtete sich die Verfas-

sungsbeschwerde, die das BVerfG jetzt als unbegründet zurückgewie-

sen hat.

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 10.04.2018, 1 BvR 1236/11

Ausbildungsende im Kindergeldrecht: Ablauf gesetz-
lich festgelegter Ausbildungszeit maßgeblich

Die Kindergeldgewährung aufgrund einer Berufsausbildung endet 

nicht bereits mit der Bekanntgabe des Ergebnisses einer Abschlussprü-

fung, sondern erst mit dem späteren Ablauf der gesetzlich festgelegten 

Ausbildungszeit. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) zu § 32 Absatz 4 

Satz 1 Nr. 2a Einkommensteuergesetz (EStG) entschieden.

Im Streitfall absolvierte die Tochter des Klägers eine Ausbildung zur 

staatlich anerkannten Heilerziehungspflegerin, die nach der einschlä-

gigen landesrechtlichen Verordnung drei Jahre dauert. Der Ausbil-

dungsvertrag hatte dementsprechend eine Laufzeit vom 01.09.2012 

bis zum 31.08.2015. Die Tochter bestand die Abschlussprüfung im Juli 

2015; in diesem Monat wurden ihr die Prüfungsnoten mitgeteilt. Die 

Kindergeldgewährung setzte voraus, dass sich die Tochter in Berufs-

ausbildung befand (§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nr. 2a EStG). Die Familien-

kasse ging davon aus, dass eine Berufsausbildung bereits mit Ablauf 

des Monats endet, in dem das Prüfungsergebnis bekanntgegeben wird, 

sodass es nicht auf das Ende der durch Rechtsvorschrift festgelegten 

Ausbildungszeit ankommt.

Die Familienkasse hob daher die Festsetzung des Kindergeldes ab Au-

gust 2015 auf und verwies hierzu auf die Rechtsprechung des BFH, 

der zufolge eine Ausbildung spätestens mit der Bekanntgabe des Prü-

fungsergebnisses endet. Der Kläger wandte sich dagegen und erstritt 

vor dem Finanzgericht das Kindergeld für den Monat August. Die Revi-

sion der Familienkasse hatte keinen Erfolg.

Der BFH hat mit dem neuen Urteil seine Rechtsprechung zur Dauer 

der Berufsausbildung präzisiert. In den bislang entschiedenen Fällen 

war die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses laut BFH der späteste in 

Betracht kommende Zeitpunkt des Ausbildungsverhältnisses. Hiervon 

unterscheide sich der Streitfall, weil hier das Ausbildungsende durch 

eine eigene Rechtsvorschrift geregelt sei. Nach § 2 Absatz 2 Satz 1 

der Heilerziehungspflegeverordnung des Landes Baden-Württemberg 

dauere die Fachschulausbildung zur Heilerziehungspflegerin drei Jahre. 

Die Vorschrift des § 21 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG), 

der zufolge eine Berufsausbildung vor Ablauf der Ausbildungszeit mit 

der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses endet, sei nicht einschlägig 

gewesen, da die Ausbildung an einer dem Landesrecht unterstehenden 

berufsbildenden Schule absolviert worden sei, sodass das BBiG nicht 

anwendbar gewesen sei. Damit habe die Berufsausbildung nicht im Juli 

2015, sondern erst mit Ablauf des Folgemonats geendet.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 14.09.2017, III R 19/16

Unterbringung im Internat: Aufwendungen sind als 
Kinderbetreuungskosten abziehbar

Aufwendungen für die Unterbringung in einem Internat sind nach § 10 

Absatz 1 Nr. 5 S. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) als Kinderbetreu-

ungskosten absetzbar. Hierauf weist das Finanzministerium Schleswig-

Holstein in einer Kurzinformation hin. Aufwendungen für Unterricht, 

die Vermittlung besonderer Fähigkeiten sowie sportliche und andere 

Freizeitbetätigungen seien dagegen gemäß § 10 Absatz 1 Nr. 5 S. 2 

EStG vom Sonderausgabenabzug ausgeschlossen. Gegebenenfalls 

müssten die Kosten deswegen aufgeteilt werden.

Aufwendungen für den Aufenthalt in einem Ferienlager seien nicht 

als Kinderbetreuungskosten abziehbar, da es sich um eine Freizeitbe-

tätigung nach § 10 Absatz 1 Nr. 5 S. 2 EStG handele, so das Finanz-

ministerium Schleswig-Holstein weiter. Abschließend verweist es in 

seiner Kurzinformation auf das Urteil des Finanzgerichts Thüringen 

vom 25.10.2016 (2 K 95/15), das den Umfang der Abzugsfähigkeit von 

Kinderbetreuungskosten nach § 9c EStG 2010 behandelt.

Finanzministerium Schleswig-Holstein, Kurzinformation vom 

21.12.2017
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Freiberufler

Liebhaberei: Keine zeitlich unbegrenzte  
Änderungsmöglichkeit des Finanzamts

Eine Änderung von Steuerbescheiden, die wegen Liebhaberei bei einer 

Ferienwohnung vorläufig ergangen waren, zulasten des Steuerpflichti-

gen ist nicht mehr möglich, wenn alle für die Beurteilung notwendigen 

Tatsachen schon seit mehreren Jahren festgestanden haben. Dies stellt 

das Finanzgericht (FG) Münster klar.

Die miteinander verheirateten Kläger machten seit 1998 Werbungs-

kostenüberschüsse für eine Ferienwohnung geltend, die sie zeitweise 

vermieteten und zeitweise selbst nutzen. Das Finanzamt erkannte 

diese negativen Einkünfte zunächst vorläufig gemäß § 165 Abgaben-

ordnung (AO) an und führte aus, dass die Frage der Liebhaberei nicht 

abschließend beurteilt werden könne. Bereits im Rahmen der Veran-

lagung für 2000 hatten die Kläger eine Prognose für den Zeitraum bis 

2029 eingereicht, die zu einem Totalüberschuss führte. Dabei gingen 

sie davon aus, dass sich die Schuldzinsen ab 2006 wegen geplanter 

Tilgungen des Darlehens erheblich reduzieren würden.

Nachdem die Schuldzinsen tatsächlich nahezu vollständig weggefallen 

waren, erklärten die Kläger für die Jahre 2010 bis 2012 positive Ein-

künfte aus der Ferienwohnung. Bei Durchführung der Veranlagungen 

für die Jahre 2010 und 2011 vermerkten die Bearbeiter des Finanzamts, 

dass die Frage der Liebhaberei im jeweiligen Folgejahr geprüft werden 

solle. Im Rahmen der Veranlagung für 2012 erstellte das Finanzamt 

eine Prognoseberechnung, aus der sich trotz der geminderten Schuld-

zinsen kein Totalüberschuss ergab. Daraufhin änderte es die Steuer-

festsetzungen für die Streitjahre 1998 bis 2004.

Mit ihrer hiergegen erhobenen Klage beriefen sich die Kläger auf Fest-

setzungsverjährung. Demgegenüber meinte das Finanzamt, dass die 

Ungewissheit nicht allein wegen der Minderung der Schuldzinsen ent-

fallen sei, sondern von weiteren Faktoren (zum Beispiel Umfang der 

Selbstnutzung oder Veräußerung der Wohnung) abhinge.

Die Klage hatte in vollem Umfang Erfolg. Laut FG ist eine Änderung 

der Einkommensteuerbescheide wegen Ablaufs der Festsetzungsfrist 

nicht mehr möglich gewesen, weil zum Zeitpunkt der Änderung mehr 

als ein Jahr ab Beseitigung der Ungewissheit im Sinne von § 165 AO 

verstrichen sei. Bei Bescheiden, die wegen der Frage der Liebhaberei 

vorläufig ergangen sind, sei die Ungewissheit beseitigt, wenn das Fi-

nanzamt die für die Beurteilung der Einkünfteerzielungsabsicht maß-

geblichen Hilfstatsachen kenne. Deren Würdigung sei demgegenüber 

Teil der rechtlichen Beurteilung.

Im Streitfall sei die Ungewissheit spätestens im Rahmen der Ver-

anlagung für das Jahr 2010 entfallen, weil zu diesem Zeitpunkt 

festgestanden habe, dass die von den Klägern angekündigte Darle-

henstilgung erfolgt war. Der Umfang der Selbstnutzung einer Feri-

enwohnung führe nicht dazu, dass eine endgültige Veranlagung auf 

Dauer ausgeschlossen sei. Die erst im Rahmen der Veranlagung für 

das Jahr 2012 vom Finanzamt erstellte Überschussprognose enthal-

te keine Berechnungsgrundlage, bei der im Rahmen der Veranlagung 

für 2010 noch eine Ungewissheit bestanden habe. Dementsprechend 

hätte diese Prognose bereits zwei Jahre früher erstellt werden kön-

nen. Der Ablauf der Festsetzungsfrist könne nicht von der steuer-

rechtlichen Beurteilung des Sachverhalts durch das Finanzamt ab-

hängig gemacht werden.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 21.02.2018, 7 K 288/16 E

Testamentsentwurf verfasst: Rechtsanwalt kann 
Beratungsgebühr verlangen

Ein Rechtsanwalt, der für seinen Mandanten ein Testament entwirft, 

kann dafür in der Regel eine Beratungsgebühr nach § 34 Rechtsan-

waltsvergütungsgesetz (RVG) verlangen. Dies hat der Bundesgerichts-

hof (BGH) entschieden. Über das Urteil vom 22.02.2018 (IX ZR 115/17) 

berichtet die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK).

Sie weist darauf hin, dass die Frage, ob ein Rechtsanwalt für das Ent-

werfen eines Testaments eine Geschäftsgebühr gemäß Nr. 2300 Ver-

gütungsverzeichnis zum RVG oder eine Beratungsgebühr nach § 34 

RVG verlangen kann, lange umstritten war. Die erstgenannte Ansicht 

sei viele Jahre überwiegend in der Literatur vertreten worden. Dem sei 

der BGH jetzt entgegengetreten.

Praktisch relevant ist laut BRAK auch der zweite Leitsatz der Entschei-

dung: „Teilt der Rechtsanwalt dem Mandanten eine den gesetzlichen 

Anforderungen formal entsprechende, aber inhaltlich falsche Berech-

nung seiner Vergütung mit, kann er die tatsächlich entstandene Ver-

gütung einfordern, soweit sie die berechnete Vergütung nicht über-

steigt.“ Berechnungsfehler änderten also nichts an der Wirksamkeit 
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einer Honorarabrechnung. Der Anwalt könne dann allerdings nur die 

tatsächlich entstandenen Gebühren verlangen.

Anlass für die Entscheidung war nach Angaben der BRAK eine Hono-

rarklage zweier Anwälte, die für ihre Mandantin und deren Lebens-

gefährten Testamente und Vorsorgevollmachten entworfen hatten. 

Nach Zurückverweisung müsse nun das Landgericht Wiesbaden klä-

ren, wie die Vergütung konkret zu bemessen ist.

Bundesrechtsanwaltskammer, PM vom 11.04.2018 zu Bundesgerichts-

hof, Urteil vom 22.02.2018, IX ZR 115/17

Übernahme von Versicherungs-, Kammer- und  
Vereinsbeiträgen für eine angestellte Rechtsanwältin 
führt zu Arbeitslohn

Übernimmt die Arbeitgeberin für eine angestellte Rechtsanwältin Bei-

träge zur Berufshaftpflichtversicherung, zur Rechtsanwaltskammer 

und zum Deutschen Anwaltsverein sowie die Umlage für das besonde-

re elektronische Anwaltspostfach, fällt hierfür Lohnsteuer an. Dies hat 

der 1. Senat des Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 1. Februar 2018 

(Az. 1 K 2943/16 L) entschieden.

Die Klägerin ist eine Rechtsanwaltssozietät. Sie übernahm für eine an-

gestellte Rechtsanwältin Beiträge zur Berufshaftpflichtversicherung, 

zur Rechtsanwaltskammer und zum Deutschen Anwaltsverein sowie 

die Umlage für das besondere elektronische Anwaltspostfach, ohne 

diese dem Lohnsteuerabzug zu unterwerfen. Aufgrund einer Lohnsteu-

eraußenprüfung erließ das Finanzamt diesbezüglich einen Lohnsteu-

erhaftungs- und -nachforderungsbescheid, weil es sich nach seiner 

Auffassung um Arbeitslohn handele. Dem trat die Klägerin entgegen, 

weil die Kostenübernahme nicht im privaten, sondern im beruflichen 

Interesse der Arbeitnehmerin begründet gewesen sei.

Der Senat wies die Klage ab, weil die übernommenen Aufwendungen Ar-

beitslohn darstellten. Die Übernahme habe nicht im ganz überwiegend 

eigenbetrieblichen Interesse der Klägerin als Arbeitgeberin gelegen.

Eine Berufshaftpflichtversicherung sei unabdingbar für die Ausübung 

des Anwaltsberufs und decke das persönliche Haftungsrisiko der An-

wältin ab. Die Pflicht zum Abschluss einer solchen Versicherung diene 

neben dem Schutz der Mandanten auch der unabhängigen und eigen-

verantwortlichen Tätigkeit des Rechtsanwalts als Organ der Rechts-

pflege. Nur durch diesen Versicherungsschutz sei eine interessenge-

rechte Mandantenvertretung möglich.

Auch die Übernahme der Beiträge zur Rechtsanwaltskammer führe 

zu Arbeitslohn. Die Anwaltszulassung der Arbeitnehmerin habe zwar 

auch im betrieblichen Interesse der Klägerin gelegen. Sie sei jedoch 

auch zwingende Voraussetzung für die selbständige Ausübung einer 

Anwaltstätigkeit und könne daher auch im Fall einer beruflichen Ver-

änderung der Anwältin von Vorteil sein.

Da die Einrichtung des besonderen elektronischen Anwaltspostfachs 

nicht für die Sozietät der Klägerin, sondern für jeden Rechtsanwalt ein-

zeln erfolge, stünden die Kosten für das für die angestellte Rechtsan-

wältin eingerichtete Postfach in ihrem eigenen beruflichen Interesse.

Schließlich stelle auch die Übernahme der Beiträge zum Deutschen 

Anwaltsverein Arbeitslohn dar. Die Vorteile der Mitgliedschaft, ins-

besondere die berufliche Vernetzung sowie der vergünstigte Zugang 

zu Fortbildungsangeboten und zu Rabattaktionen wirkten sich für die 

Rechtsanwältin unabhängig von ihrem Anstellungsverhältnis aus.

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

FG Münster, Mitteilung vom 16.04.2018 zum Urteil 1 K 2943/16 vom 

01.02.2018

Ein Datenschutzbeauftragter übt einen gewerblichen 
Beruf aus

Ein Jurist, der für Unternehmen als externer Datenschutzbeauftragter 

arbeitet, erbringt im Rahmen dieser Tätigkeit keine Rechtsanwalts-

leistungen. Auch eine mit dem Beruf des Rechtsanwalts vergleichbare 

Tätigkeit liegt mangels Ähnlichkeit der Aufgabenfelder und Arbeitsin-

halte nicht vor. Stattdessen übt ein Datenschutzbeauftragter einen 

eigenständigen Beruf aus, der als gewerblich einzuordnen ist (FG Mün-

chen, Urteil vom 25.7.2017, Az. 5 K 1403/16).

Ein Rechtsanwalt war zusätzlich zu seiner anwaltlichen Tätigkeit auf 

selbstständiger Basis als Datenschutzbeauftragter für mehrere Unter-

nehmen tätig. Seine Aufgabe war, den Datenschutz in den Unterneh-

men so zu organisieren, dass es zu keinen Verstößen gegen das Daten-

schutzgesetz kommen konnte.

Das Finanzamt stufte die Arbeit des Datenschutzbeauftragten als ei-

genständige gewerbliche Tätigkeit ein und forderte den Selbstständi-
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gen aufgrund der Höhe seines Gewinns zur Führung von Büchern und 

zur Erstellung von Jahresabschlüssen (insbesondere Bilanz und GuV) 

auf. Gegen die Entscheidung klagte der Datenschutzbeauftragte, denn 

er sah seine Arbeit als Teil seiner anwaltlichen Tätigkeit an, aus der frei-

berufliche Einkünfte resultierten.

Das Finanzgericht wertete die Tätigkeit eines Datenschutzbeauftrag-

ten allerdings als eigenständigen und neuen Beruf, der sich klar von 

der Tätigkeit eines Rechtsanwalts abgrenzt und zu gewerblichen Ein-

künften führt. Denn ein Datenschutzbeauftragter benötigt ein um-

fangreiches Wissen aus verschiedenen Studiengängen. Dazu gehören 

nach Ansicht des Gerichts die Ingenieur- und Rechtswissenschaften, 

die Betriebswirtschaftslehre sowie die Pädagogik. Die Zuordnung der 

Tätigkeit zu einem juristischen Beruf kommt somit nicht in Betracht. 

Das Urteil des FG München ist allerdings noch nicht rechtskräftig, 

denn der Rechtsanwalt hat gegen die Entscheidung Revision beim BFH 

eingelegt (Az. VIII R 27/17).

Elektronische Abgabe der Anlage AVEÜR  
(Anlagevermögen EÜR) Pflicht

Der Gesetzgeber zieht die elektronischen Zügel immer stärker an: Be-

reits seit Längerem sind Selbstständige verpflichtet, für ihre Einnah-

men-Überschuss-Rechnung den Vordruck Anlage EÜR zu nutzen und 

diesen dann elektronisch an das Finanzamt zu übermitteln. Eine Zeit 

lang galt noch folgende Ausnahme: Bei einem Umsatz von weniger als 

17.500,– € im Jahr konnte der Gewinn formlos, also ohne die Nutzung 

des amtlichen Vordrucks ermittelt werden. Doch auch damit ist seit 

2017 Schluss.

Zur Klarstellung der Rechtslage hat die Finanzverwaltung nun noch 

mitgeteilt, dass die Nutzung des Vordrucks Anlage AVEÜR inzwischen 

ebenfalls für alle Überschussrechner Pflicht ist. In dieses Formular sind 

alle Wirtschaftsgüter des betrieblichen Anlagenvermögens mit ihren 

Anschaffungskosten oder Einlagewerten aufzunehmen. Kommt es zu 

Wert-/Bestandsveränderungen innerhalb eines Jahres, also insbeson-

dere Abschreibungen, sind diese im Vordruck zu erfassen. Der Vordruck 

Anlage AVEÜR ist genauso wie alle anderen Vordrucke elektronisch zu 

übermitteln (Finanzbehörde Hamburg, Verfügung vom 11.10.2017, S 

2142-2017/004-52). Kommt ein Selbstständiger seiner Abgabepflicht 

nicht nach, kann nach vorheriger Androhung ein Zwangsgeld festge-

setzt werden.

Angemessene Anpassung der Anwaltsgebühren  
notwendig

Die Rechtsanwaltsvergütung bedarf dringend einer angemessenen 

Anpassung. Orientierungsmaßstab muss die allgemeine Lohnent-

wicklung der vergangenen Jahre sein. Die Präsidenten des Deutschen 

Anwaltvereins und der Bundesrechtsanwaltskammer übergaben dazu 

am 16. April 2018 einen gemeinsamen Forderungskatalog an die Bun-

desministerin der Justiz und für Verbraucherschutz Dr. Katarina Barley. 

Er beinhaltet eine Kombination aus strukturellen Verbesserungen und 

einer moderaten linearen Anpassung der Gebührentabellen.

Seit der letzten Gebührenerhöhung 2013 sind allein die Tariflöhne 

um insgesamt 13 Prozent gestiegen. „Eine lineare Anhebung der Ge-

bührensätze der Vergütungstabellen ist dringend notwendig, um die 

Rechtsanwaltskanzleien an der positiven wirtschaftlichen Entwicklung 

teilhaben zu lassen. Sie müssen schließlich auch die gestiegenen Kos-

ten für Mitarbeiter, Mieten, Energie und vieles mehr tragen“, macht 

BRAK-Präsident Ekkehart Schäfer deutlich. Nur bei einer entsprechen-

den Anpassung könne das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) auch 

weiter die wirtschaftliche Grundlage für die anwaltliche Tätigkeit sein.

„Wir brauchen eine Orientierung der Rechtsanwaltsvergütung an der 

allgemeinen Tariflohnentwicklung“, hebt Ulrich Schellenberg, DAV-

Präsident, hervor. Sie müsse sich an der jährlichen Entwicklung von 2,6 

Prozent orientieren. Bei Verfahren mit mehreren Terminen und einer 

längeren Dauer seien auch strukturelle Verbesserungen, wie z. B. die 

Anpassung der Zusatzgebühr erforderlich. „Wir brauchen eine bessere 

Kompensation der anwaltlichen Arbeit“ fordert Schellenberg.

Einig sind sich die Organisationen, dass die Gerichtsgebühren nicht 

weiter steigen müssen. Der Zugang zum Recht für alle Bürgerinnen 

und Bürger dürfe nicht durch überzogene Verfahrenskosten gefährdet 

werden. Das Vorhalten einer leistungsfähigen Justiz sei eine Aufgabe 

der Daseinsvorsorge und müsse sich daher nicht komplett selbst finan-

zieren. „Wir brauchen die Anhebung, um gerade auch im ländlichen 
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Bereich den Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten ein auskömmli-

ches Einkommen zu sichern und damit den Zugang zum Recht zu ge-

währleisten“, hebt Schellenberg hervor.

Zukünftig muss gewährleistet werden, dass eine regelmäßige Gebüh-

renanpassung in überschaubaren Zeitabständen erfolgt. „Angemessen 

wäre dabei ein Zeitraum von vier bis fünf Jahren“, so Schäfer.

Im weiteren Gesetzesverfahren werden sich BRAK und DAV im Dialog 

mit den Parlamentariern und den Ländern auch für diese Forderung 

einsetzen.

„Das Gesetzgebungsverfahren muss jetzt zügig durchgeführt werden. 

Nur eine schnelle Anpassung der Vergütung hilft unseren Kolleginnen 

und Kollegen wirklich“, so die Präsidenten beider Anwaltsorganisationen. 

BRAK und DAV, gemeinsame Presseerklärung vom 16.04.2018

(Zahn-)Ärztlicher Kunstfehler: Bei Prothesen- 
Problemen darf nachgebessert werden

Gibt ein enttäuschter Patient seinem Zahnarzt keine Gelegenheit zur 

Nachbesserung einer misslungenen Zahnprothese, sondern beauftragt 

er direkt einen anderen Dentisten mit der Problemlösung, so kann er 

später nicht die Bezahlung für diesen Arzt vom erstbehandelnden er-

setzt verlangen. 

Er habe seine Mängelansprüche gegenüber dem ersten Arzt mit der 

Beauftragung des zweiten verloren, wenn er ihm keine Chance auf eine 

Nachbesserung gegeben hatte, entschied das OLG Dresden. In dem 

Fall ging es um Aufwendungs- und Schadenersatz in Höhe von rund 

6.000 Euro. 

Der Patient könne sich auch nicht auf das gestörte Vertrauensverhält-

nis zum erstbehandelnden Zahnarzt berufen, erklärten die Richter. 

Denn bei einem Mangel an einer Zahnprothese handele es sich in ers-

ter Linie um einen Fehler des Labors. Diesen Laborfehler müsse zwar 

letztlich der Arzt rechtlich verantworten, unmittelbar verursacht habe 

er ihn aber nicht. 

OLG Dresden, 4 U 1119/16 vom 06.12.2016

Betrieblich veranstalteter Grillabend: Weg zur  
Toilette fällt unter Unfallversicherungsschutz

Stürzt eine Arbeitnehmerin während eines Grillabends innerhalb ei-

ner betrieblichen Gemeinschaftsveranstaltung alkoholisiert auf dem 

Weg zur Toilette, handelt es sich um einen entschädigungspflichtigen 

Arbeitsunfall. Dies hat das Sozialgericht (SG) Dortmund im Fall einer 

Industriekauffrau entschieden, die als Teilnehmerin eines Workshops 

ihres Arbeitgebers zur Verbesserung der Zusammenarbeit der Abtei-

lungen in einem sauerländischen Hotel verunfallte. Während eines 

Grillabends mit offenem Ende und freiem Essen und Trinken knickte 

die Mitarbeiterin auf dem Weg zur Toilette alkoholisiert gegen Mitter-

nacht um und zog sich einen Bruch des linken Sprunggelenks zu.

Die Berufsgenossenschaft Holz und Metall lehnte die Anerkennung ei-

nes Arbeitsunfalles ab, weil sich die Mitarbeiterin zum Unfallzeitpunkt 

nicht bei einer versicherten Tätigkeit befunden habe. Die hiergegen 

von der Klägerin bei dem SG Dortmund erhobene Klage hatte Erfolg. 

Das Gericht stellte nach Vernehmung mehrerer Zeugen fest, dass das 

Umknicken der Klägerin mit Bruch des linken Sprunggelenks ein Ar-

beitsunfall gewesen sei. Die Klägerin habe sich zum Unfallzeitpunkt 

auf einem versicherten Weg zur Toilette im Rahmen einer Betriebs-

gemeinschaftsveranstaltung befunden. Der Grillabend sei von den 

Vorgesetzten der Klägerin nicht beendet worden, auch wenn zum Un-

fallzeitpunkt keine Anwesenheitspflicht mehr gegolten habe. Die Alko-

holisierung der Klägerin habe dem Ziel der Veranstaltung nicht entge-

gengestanden. Denn sie sei noch zu einer angemessenen Teilnahme an 

dem geselligen Beisammensein in der Lage gewesen.

Sozialgericht Dortmund, Urteil vom 01.02.2018, S 18 U 211/15


